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Schwerpunkt ZöF 11/94

die Erfahrungen mit den SKöF-Richt-
linien aber überzeugt.

Aktuell berät die Konferenz die vom
Bund erarbeiteten Kriterien für die
Abfassung des alle zwei Jahre falligen'
Berichtes über die Verwendung der
Finanzhilfe, die «viel Diskussionsstoff
liefern». Es geht laut Ernst Zürcher in

erster Linie darum, praxisnahere Fragen

zur Beratungsarbeit zu stellen und
die Fragenkategorien zu vereinfachen.
Anregungen übrigens, die die
Verantwortlichen des Bundes — der Bund ist in
der Konferenz mit beratender Stimme
vertreten — weitgehend entgegennehmen

würden. Gerlind Martin

1 Vini Gassmann/Jeannette Fink: Das Opferhilfegesetz. Eine Auseinandersetzung aus der Sicht der
Sozialarbeit unter besonderer Berücksichtigung der Situation im Kanton Luzern. Diplomarbeit
aus der ASL Höhere Fachschule für Sozialarbeit Luzern, 1994. Zu beziehen via: ASL, Zentralstrasse

18, 6003 Luzern.
2 Ein «Verzeichnis der kantonal zuständigen OHG-Stellen» ist erhältlich beim Sekretariat der FDK

in Bern, Postfach 459, 3000 Bern 14, Tel. 031/371 04 29.
3 Ebenda erhältlich: Adressliste aller anerkannten kantonalen OHG-Beratungsstellen.

Verschiedene Wege führen auf eine OGH-Beratungsstelle

Wer beruflich oder privat mit einem
Opferhilfe-Fall konfrontiert wird,
sollte das Opfer oder dessen Angehörige

auf eine der anerkannten
Beratungsstellen* schicken.

Oft melden sich Opfer selber, meist
telefonisch, aufeiner der Beratungsstellen

oder die Stelle erhält via Opfermeldung

der Polizei Name und Adresse
eines Opfers. Laut OHG ist die Polizei
zu einer Opfermeldung verpflichtet,
ausser die betroffene Frau/der betroffene

Mann lehnen dies ausdrücklich
ab. Schriftlich oder telefonisch nimmt
die Beratungsstelle mit den gemeldeten
Personen Kontakt auf.

Auch wenn eine Person vor 1993

Opfer eines Gewaltdeliktes wurde, hat
sie Anrecht auf Beratung und Hilfe; es

ist unwesentlich, wie lange das Delikt
zurückliegt. Eine Frist von zwei Jahren
gilt hingegen für die Geltendmachung
von Entschädigungs- oder Genugtu¬

ungsforderungen aus Gewaltdelikten
seit dem 1.1.93.

Die Fachperson(en) auf der
Beratungsstelle müssen abklären, ob die
rat- und hilfesuchende Person Opfer
im Sinne des OHG ist. Wer
beispielsweise psychische Grausamkeiten
erleide, sei kein Opfer, wenn nicht ein
im OHG vorgesehenes Delikt vorliege,
verweist Annette Tichy vom Berner
Fürsorgeamt auf Schwierigkeiten bei
der Definition von Opfer. Das Opfer
wird über das weitere Vorgehen beraten

und wird beispielsweise weitervermittelt

an eine Ärztin, einen Anwalt
oder an eine spezialisierte Beratungsstelle.

Die Opferhilfestellen leisten aber
auch in eigener Kompetenz (finanzielle)

Soforthilfe. Die Beratungsstellen
klären die Opfer ausserdem auf über
ihre Rechte, die ihnen das OHG
gewährt. Beispielsweise ist der
Persönlichkeitsschutz im Strafverfahren ver-
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bessert worden (Identität des Opfers
wird nicht mehr preisgegeben, keine
Konfrontation mit dem Täter gegen
den Willen des Opfers, Befragungen im
Beisein einer Vertrauensperson, Opfer
von Straftaten gegen die sexuelle
Integrität können verlangen, von einer
Person des gleichen Geschlechts
einvernommen zu werden). Viele Beratungen

sind telefonisch, in speziellen Fällen

bieten Beratungsstellen externe
Gespräche oder Haus-/Spitalbesuche an.

Was nicht unter die Ausgabenkompetenz

der Beratungsstelle (Soforthilfe)
fallt, muss diese via Gesuch bei der
kantonalen Stelle (meist Fürsorgeamt
für Beratungsbereich, Justizdepartement

für Entschädigungs-/Genugtu-
ungsansprüche) anfordern. Für
weitergehende Hilfe, z. B. für Psychotherapie

einer Frau nach sexuellem Missbrauch
in der Kindheit, für nicht gedeckte
Krankenkassen- oder für Anwaltskosten,

sind die finanziellen Verhältnisse
der Betroffenen, die Schwere des Deliktes

und allfälliges Selbstverschulden
mitentscheidend. All dies wird im
Gesetz nicht definiert und von den Kantonen

sehr unterschiedlich interpretiert:
Es gibt grosszügige und restriktive
Interpretationen, was zu sogenanntem
«Opfertourismus» führen kann.

Auch ein Gesuch um Genugtuung
oder Entschädigung stellt ein Opfer in
der Regel mit Hilfe einer Beratungsstelle

oder einer Anwältin.

* Die Adressliste der Opferhilfestellen ist
erhältlich beim Sekretariat der FDK, Postfach

459, 3000 Bern 14, 031/371 04 29.

Private Gewalt wird tendenziell nicht anerkannt

Schon lange vor Inkraftsetzung des

OHG im Januar 1993 hatten die
Mitarbeiterinnen von Frauenhäusern mit
Gewalt-Opfern zu tun. In verschiedenen

Kantonen sind sie denn auch als

offizielle OHG-Beratungsstellen
anerkannt. Ihre Erfahrungen mit dem
OHG und den kantonalen
Verantwortlichen nehmen sich sehr
unterschiedlich aus. Im Gesetz gehe «private
Gewalt» fast unter, sagt Yvonne Weber

vom Berner Frauenhaus. Gewalt
im privaten sozialen Raum werde
tendenziell nicht anerkannt, ist die Erfahrung

von Margrith Schmidlin vom
Frauenhaus in Ölten. Für sie ist klar,
dass der Aufenthalt in einem Frauenhaus

OHG-«würdig» ist — und
bezahlt werden muss. Aber nur bei
offensichtlichen Tätlichkeiten mit vorweisbaren

Verletzungen und Strafanzeige

sei die Sachlage offenbar eindeutig
klar. «Nur» Würgemale würden schon
mal als «partnerschaftliches Problem»
abgetan und ein Gesuch abgelehnt.
Die weitaus meisten Frauen aber fliehen

gerade wegen Problemen mit dem
Partner, also wegen Gewalt in ihrem
privaten Bereich, in ein Frauenhaus.

An derartigen Schwierigkeiten, wie
sie Gesetz und Auslegung bieten,
glaubt Yvonne Weber zu erkennen,
dass bei der Schaffung des Gesetzes
kaum an Frauen mit gewalttätigen
Partnern gedacht worden sei. Denn:
«Aus vielen Gründen erstatten
Klientinnen von Frauenhäusern keine
Strafklage», was ihre Rechte als Opfer ganz
offensichtlich schmälere. Bis jetzt
haben die Bernerinnen im Gegensatz zu
ihren Kolleginnen in Ölten keine
schlechten Erfahrungen mit der Bewil-
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